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Kündigung eines Whistleblowers 
Beruft sich der Arbeitnehmer auf die Unwirksamkeit einer Kündigung nach dem Hin-
weisgeberschutzgesetz, muss er nachweisen, dass die Kündigung aufgrund der Mel-
dung/Offenlegung eines Verstoßes ergangen ist.  
 
Der Kläger war Leiter Recht im Bereich Corporate Office bei der Beklagten beschäftigt. 
Von seinem Geschäftsführer erhielt er den Auftrag, einen Vertrag zu prüfen, den er mit 
einem österreichischen Kunden abgeschlossen hatte. Er teilte dem Geschäftsführer 
nach Prüfung mehrfach mit, dass der Vertrag gegen Kartellrecht verstoße.  
 
Innerhalb der Probezeit wurde dem Kläger trotz guter Bewertung im Feedback-Ge-
spräch gekündigt. Der Kläger ist der Ansicht, die Kündigung verstoße gegen § 36 Hin-
SchG, wonach gegen hinweisgebende Personen gerichtete Repressalien verboten 
sind. Die seitens der Beklagten genannten Kündigungsgründe seien nur vorgescho-
ben. Tatsächlicher Anlass der Kündigung seien Rechtsverstöße, die der Kläger ge-
genüber dem Geschäftsführer gemeldet habe. 
 
Das LAG Niedersachsen sah die Kündigung als wirksam an. Es liegt kein Verstoß 
gegen § 36 HinSchG vor. Der Kläger hat nicht nachgewiesen, dass die Kündigung 
aufgrund der Meldung der Verstöße gegen Kartellrecht erfolgte. Fraglich ist schon, ob 
überhaupt ein Verstoß nach dem HinSchG vorliegt, der gemeldet hätte werden müs-
sen. Der Arbeitgeber hat seine Kündigung mit mangelndem Pragmatismus und un-
strukturiertem Arbeiten des Juristen begründet. 
 
Auch gegen das Maßregelungsverbot nach § 612a BGB wurde nicht verstoßen. Da-
nach darf der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer nicht deshalb bei einer Maßnahme be-
nachteiligen, weil dieser in zulässiger Weise seine Rechte ausübt. Der Nachweis des 
Verstoßes gegen das Maßregelungsverbot ist dem Kläger nicht gelungen.  
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 11. November 2024, 7 SLa 306/24 
 
 

Außerordentliche Kündigung wegen Äußerungen in einer privaten Chat-
gruppe 
Es ist nicht unüblich, dass Mitarbeiter sich innerhalb einer WhatsApp-Gruppe austau-
schen. Aber Vorsicht: In einem aktuellen Fall hat das LAG Hannover entschieden, dass 
Äußerungen in einer privaten Chatgruppe grundsätzlich geeignet sein können, eine 
außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses zu rechtfertigen.  
 
Der Kläger ist Mitglied einer Chatgruppe, bestehend aus ihm und fünf weiteren Mitar-
beitern der Beklagten, die untereinander langjährig befreundet sind. Der Inhalt des 
Chats wurde durch einen Mitarbeiter, der nicht in der Gruppe war, kopiert und dem 
Betriebsrat sowie dem Personalleiter zugespielt. Der Chat-Verlauf enthielt fremden-
feindliche und rassistische Äußerungen der Klägers. Der Kläger wurde fristlos gekün-
digt. 
 
Hiergegen wendet sich der Kläger. Er ist der Ansicht, dass der Inhalt des Chat-Verlaufs 
von der Beklagten nicht hätte verwendet werden dürfen, da es sich um einen reinen 
privaten Austausch gehandelt habe.  
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Das LAG hat entschieden, dass die Kündigung wirksam ist. Der Inhalt des Chatverlauf 
durfte verwertet werden. Der Mitarbeiter durfte nicht darauf vertrauen, dass die Inhalte 
des Chats vertraulich bleiben. Eine entsprechende Vertraulichkeitserwartung konnte 
er nicht überzeugend darlegen. Ein Zusammenhalt der Gruppe „wie Pech und Schwe-
fel“ reicht nicht aus, um darzulegen, dass niemand aus der Gruppe Inhalte hätte nach 
außen dringen lassen. Die Inhalte im Chat waren auch geeignet, eine fristlose Kündi-
gung zu rechtfertigen.  
 
LAG Hannover, Urteil vom 25.Juni 2024, 15 Sa 785/23 
 
Praxistipp: Äußerungen in Chatgruppen rechtfertigen nur in ganz seltenen Fällen eine 
besondere Vertraulichkeitserwartung. Liegt keine Vertraulichkeitserwartung vor, ist 
eine fristlose Kündigung möglich, wenn sich der Mitarbeiter in beleidigender oder men-
schenverachtender Weise über Mitarbeiter und Vorgesetzte äußert. 
 
 

Fristlose Kündigung bei Diebstahl 
Auch wenn es sich nur um „Schrott“ handelt, kann die Entwendung der Sache eine 
fristlose Kündigung ohne Abmahnung rechtfertigen. Das gilt zumindest dann, wenn 
der Arbeitnehmer das Diebesgut in seinem Rucksack unter einer Plastiktüte versteckt, 
versucht die Tor- und Taschenkontrolle zu überwinden und sich in Lügen verstrickt. 
 
Im Rahmen eine Kontrolle am Werktor wurde der klagende Mitarbeiter gebeten, seinen 
mitgeführten Rucksack zu öffnen. Im Rucksack befand sich unter Leergutflaschen und 
einer Plastiktüte eine Bohrerhöhung, eine Sonderanfertigung für ein Gerät im Arbeits-
bereich des Klägers, die so nicht mehr am Markt erhältlich ist. Er gab an, dass es das 
Teil von seinem Bruder erhalten habe, um daran Änderungen vorzunehmen. Die Mit-
arbeiter der Werkssicherheit stellen das Teil sicher. Der Kläger wurde zu dem Verdacht 
einer Vertragspflichtverletzung angehört. Dort gab er weiter an, dass Teil gehöre sei-
nem Bruder und legte ein Bestätigungsschreiben seines Bruders vor. Der Arbeitgeber 
kündigte fristlos.  
 
Das LAG bestätigte die Kündigung. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass der Klä-
ger versucht habe, eine Sache, die der Beklagten gehörte, heimlich vom Firmenge-
lände zu schaffen. Der Kläger hat versucht, eine der Beklagten gehörende Sache in 
seinem Rucksack versteckt vom Werksgelände zu schaffen. Hinzu kommt, dass der 
Kläger über die Herkunft gelogen hat. Er hat damit das Vertrauensverhältnis zur Be-
klagten erschüttert und diese Erschütterung noch weiter vertieft durch Erklärungsver-
suche, die teilweise unsinnig und über weite Strecken gelogen sind. 
 
Das Gericht führt weiter aus, dass der vorliegende Fall nicht mit dem sogenannten 
"Emely-Fall" (BAG v. 10.06.2010 - 2 AZR 541/09) vergleichbar sei. Im vorliegenden 
Fall ist der Kläger mit besonderer krimineller Energie vorgegangen, indem er die Boh-
rerhöhung in seinem Rucksack unter einer Plastiktüte und Pfandflaschen versteckt 
hielt, um unentdeckt das Werkstor zu überwinden. Der Fall mit dem Pfand-Bon zeich-
nete sich dem gegenüber dadurch aus, dass sich in der offenen Übergabe des Pfand-
Bons an der Kasse die von der dortigen Arbeitnehmerin angestellte Vermutung mani-
festierte, die Arbeitgeberin werde ein solches Verhalten dulden. Von einer solchen 
Duldung ist der Kläger offensichtlich nicht ausgegangen.  
 
LAG Köln, Urteil vom 23. August 2024, 6 SLa 27/24 
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Anderweitiger Verdienst während der Kündigungsfrist? 
Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ordentlich und stellt den Arbeitnehmer 
von der Arbeit frei, unterlässt der Arbeitnehmer in der Regel nicht böswillig anderwei-
tigen Verdienst, wenn er nicht schon vor Ablauf der Kündigungsfrist ein anderweitiges 
Beschäftigungsverhältnis eingeht. 
 
Zum Sachverhalt: Nachdem der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für Ende Juni kündigte 
und in unter Anrechnung seines Resturlaubes freistellte, meldete sich dieser arbeits-
suchend und erhielt von der Agentur für Arbeit erstmals Anfang Juli Vermittlungsvor-
schläge. Der Arbeitgeber selbst übersandte ihm bereits im Mai und Juni insgesamt 43 
von Jobportalen oder Unternehmen online gestellte Stellenangebote. Auf sieben da-
von bewarb sich der klagende Arbeitnehmer, allerdings erst ab Ende Juni. Der Arbeit-
geber zahlte für Juni keine Vergütung mehr, da er der Ansicht war, dass der Arbeit-
nehmer verpflichtet gewesen sei, sich während der Freistellung zeitnah auf die ihm 
überlassenen Stellenangebote zu bewerben. Weil er dies unterlassen habe, müsse er 
sich den fiktiven anderweitigen Verdienst in Höhe des bei der Beklagten bezogenen 
Gehalts anrechnen lassen. 
 
Der BGH hat in der Revision entschieden, dass der Arbeitgeber sich im Annahmever-
zug befand und dem Arbeitnehmer die vereinbarte Vergütung für die gesamte Dauer 
der Kündigungsfrist schuldet. Der Arbeitnehmer muss sich nicht den nicht erzielten 
anderweitigen Verdienst anrechnen lassen. Es bestand für ihn keine Verpflichtung, 
schon vor Ablauf der Kündigungsfrist zur finanziellen Entlastung des Arbeitgebers ein 
anderweitiges Beschäftigungsverhältnis einzugehen und daraus Verdienst zu erzielen. 
 
BGH, Urteil vom 12. Februar 2025, 5 AZR 127/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 12. Februar 2025 
 
 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/freistellung-waehrend-der-kuendigungsfrist-boeswilliges-unterlassen-anderweitigen-verdienstes/
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 
 

▪ Einstellung von Mitarbeitern: Was ist alles zu beachten? 
Dienstag, 11. März 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 10. März 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Der Arbeitsvertrag: Was muss und was sollte drinstehen? 
Dienstag, 8. April 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 
 
Anmeldungen bis 7. April 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 

 

 
▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 

Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 
 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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